
 

 

Richtlinie des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucher-
schutz über die Gewährung von Zuwendungen für kommunale Angebote zur Auf-

nahme, Integration und Unterbringung geflüchteter Menschen (Integrationsbudget 
für die Landkreise und kreisfreien Städte des Landes Brandenburg) 

 
Vom 28. Januar 2022 

 

 
1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

 
1.1 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage der §§ 23 und 44 der Landeshaushalts-

ordnung (LHO) und den hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie nach Maßgabe 
dieser Richtlinie Zuwendungen für die Aufnahme, Integration und Unterbringung von Migran-
tinnen und Migranten auf kommunaler und regionaler Ebene.  
 
Ziel der regionalorientierten Landesförderung ist die Unterstützung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts sowie der gleichberechtigten gesellschaftlichen Integration und aktiven Teil-
habe von Migrantinnen und Migranten in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Im 
Sinne eines umfassenden Ansatzes sind hiervon auch die interkulturelle Öffnung von Unter-
nehmen, Organisationen und Einrichtungen sowie der Abbau von Vorurteilen und Benach-
teiligungen aufgrund der Herkunft, des Geschlechts oder der sexuellen Orientierung umfasst. 

 
1.2 Ein Anspruch auf die Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die 

Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

2 Gegenstand der Förderung 
 

 Gefördert werden folgende Maßnahmen: 
 

2.1 Schaffung von Begegnungsmöglichkeiten zum Zwecke des Austauschs zwischen zugewan-
derter und ortsansässiger Bevölkerung sowie Dolmetscher- und Sprachmittlerleistungen. 
 

2.2 Sicherung und nachhaltige Entwicklung ehrenamtlicher und hauptamtlicher Integrationsar-
beit auf kommunaler und lokaler Ebene, einschließlich entsprechender Beratungsangebote: 

 
 Förderung der Integration im Quartier und im nachbarschaftlichen Umfeld, 

 Fortbildung von haupt- und ehrenamtlichen Integrationsakteurinnen und -akteuren, 

 Sicherung und Entwicklung von wohnort- bzw. unterbringungsnahen Beratungsange-
boten für Migrantinnen und Migranten außerhalb der gesetzlich gewährten Erstat-
tungsleistungen für unterbringungsnahe Migrationssozialarbeit sowie Migrationssozi-
alarbeit als Fachberatungsdienst, 

 Spezifische Integrationsmaßnahmen für besonders schutzbedürftige geflüchtete 
Menschen, 

 Unterstützungsangebote beim Empowerment von geflüchteten Mädchen, Frauen und 
Familien sowie anderen besonders schutzbedürftigen Personen, die insbesondere 
auch die Sensibilisierung von Männern einschließen, beispielsweise durch Aufklä-
rung bezüglich der Rechte von Frauen, des Rechts auf Gleichbehandlung, des Ge-
waltschutzes sowie der besonderen Bedürfnisse von Frauen und Kindern. 
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2.3 Berufliche Orientierung und berufliche Integration, Arbeitsmarktintegration: 
 

 Berufsorientierung für Jugendliche mit Migrationshintergrund, 

 Ausbildungsbegleitende Unterstützungs- und Beratungsangebote für Migrantinnen 
und Migranten, 

 Verbesserung der Ausbildungs- und Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen und 
Migranten, 

 Verbesserung der gleichberechtigten Teilhabe von Mädchen und Frauen mit Migrati-
onshintergrund. 

 
2.4 Förderung der Integration in Kitas und Schulen: 

 
 Sozialpädagogische Begleitung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-

grund in Kitas und Schulen, 

 Unterstützung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund beim Erler-
nen der deutschen Sprache, zusätzliche und integrative Lernangebote. 

 
2.5 Förderung der interkulturellen Kompetenz Beschäftigter und der interkulturellen Öffnung von 

Behörden und Einrichtungen: 
 

 Fortbildungsmaßnahmen zur Förderung interkultureller Kompetenzen für Beschäf-
tigte in Kitas, Schulen und Arbeits- und Leistungsverwaltungen sowie des auszubil-
denden Personals in Unternehmen, Berufsschulen und Einrichtungen der sozialen 
Arbeit, 

 interkulturelle Öffnung des öffentlichen Diensts sowie der Einrichtungen der sozialen 
Arbeit. 

 
2.6 Förderung eines von gegenseitiger Akzeptanz und Weltoffenheit geprägten Klimas und einer 

wertschätzenden und gewaltfreien Kommunikations- und Streitkultur: 
 

 Entwicklung und Durchführung von Schulungsmaßnahmen für kommunale und lokale 
Integrationsakteurinnen und -akteure zur Etablierung einer wertschätzenden Diskus-
sions- und Streitkultur, 

 Gewaltprävention zwischen Menschen unterschiedlicher Herkunft, 

 Beratung und Betreuung für von Gewalt und Diskriminierung betroffene Migrantinnen 
und Migrantinnen, darunter insbesondere auch für besonders schutzbedürftige Men-
schen sowie Menschen, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder einer geisti-
gen oder körperlichen Behinderung besonders von Ausgrenzung bedroht oder betrof-
fen sind. 

 
2.7 Renovierung und Ausstattung von Unterbringungsplätzen und Gemeinschaftsräumen in Ein-

richtungen der vorläufigen Unterbringung nach § 9 Absatz 1 des Landesaufnahmegesetzes 
(LaufnG); die Förderung nach Halbsatz 1 ergänzt die Unterstützung des Landes bei der 
Schaffung von Unterbringungsplätzen durch Zahlungen der Investitionspauschale nach § 14 
Absatz 6 Satz 1 LaufnG. 
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2.8 Maßnahmen im Rahmen einer Projektförderung des Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds (AMIF) der Europäischen Union: 

 
 Gefördert werden Sach- und Personalkosten für Maßnahmedurchführungen im Rahmen des 

europäischen Förderprogramms „Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds“ (AMIF) gemäß 
der dort formulierten „Spezifischen Ziele“, mit Ausnahme von Abschiebe-, Rückreise-, Rück-
kehr- und Reintegrationsmaßnahmen.  

3 Zuwendungsempfangende 
 

3.1 Antragsberechtigt sind die Landkreise und kreisfreien Städte im Land Brandenburg. 
 

3.2 Die kommunalen Zuwendungsempfangenden (Erstzuwendungsempfangende) sind berech-
tigt, die Zuwendung nach Nummer 12 der Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen an Ge-
meinden (GV) – VVG in Verbindung mit Nummer 12 der Verwaltungsvorschriften (VV) zu 
§ 44 LHO an Dritte weiterzuleiten. 
 

3.3 Dritte als Letztempfangende der Zuwendung können kommunale Gebietskörperschaften, 
Ämter oder gemeinnützige, rechtsfähige Vereine oder Verbände sein. Die ordnungsgemäße 
Geschäftsführung der Letztempfangenden muss gesichert sein. 

 
4 Zuwendungsvoraussetzungen 

 
4.1 Förderfähig sind Maßnahmen, die im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2022 und dem 

31. Dezember 2024 auf kommunaler oder regionaler Ebene im Land Brandenburg stattfin-
den.  

 
 Maßnahmen, welche auf Grundlage der Förderrichtlinie Integrationsbudget für die Integra-

tion von Migrantinnen und Migranten in den Landkreisen und kreisfreien Städten des Landes 
Brandenburg vom 10. Januar 2021 (ABI. S. 127) beantragt und nicht oder nicht abschließend 
durchgeführt wurden, können zur Weiterführung im Jahr 2022 erneut beantragt werden, 
wenn sie den Maßgaben dieser Richtlinie entsprechen. 

 
4.2 Die Förderung nach dieser Richtlinie entfällt, soweit für zuwendungsfähige Ausgaben für 

Maßnahmen nach den Nummern 2.1 bis 2.7 anderweitige Mittel des Landes Brandenburg 
vorgesehen sind oder Mittel des Bundes oder Mittel aus europäischen Förderprogrammen 
in Anspruch genommen werden. 
 

4.3 Abweichend von Nummer 4.2 ist die Förderung auch dann zulässig, wenn zuwendungsfä-
hige Ausgaben als Teil einer Gesamtfinanzierung aus Mitteln des europäischen Förderpro-
grammes für Maßnahmen nach Nummer 2.8 eingesetzt werden sollen. Die Bewilligungsbe-
hörde des Landes Brandenburg hat sich in diesem Fall im Rahmen eines Clearingverfahrens 
mit der Bewilligungsstelle des Bundes oder der zuständigen EU-Behörde abzustimmen. 
Diese Abstimmung betrifft insbesondere die Vorgaben zur Gesamtfinanzierung, zu den im 
Gesamtvorhaben förderfähigen Ausgaben, zur Geltendmachung weiterer Vorgaben des 
Hauptzuwendungsgebers, zur Bescheiderteilung und zur Verwendungsnachweisprüfung. 

4.4 Regionale Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartner, insbesondere kommunale 
Integrations-, Behinderten- oder Gleichstellungsbeauftragte und regionale Netzwerke im In-
tegrationsbereich, sollen frühzeitig und umfassend in die Umsetzung der Maßnahmen ein-
gebunden werden. 
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5 Art und Höhe der Zuwendung 
 

5.1 Zuwendungsart: Projektförderung 
 
5.2  Finanzierungsart:  

 
  Für Maßnahmen nach den Nummern 2.1 bis 2.6 und 2.8: Anteilfinanzierung 
 

Für Maßnahmen nach Nummer 2.7: Festbetragsfinanzierung 
 
5.3 Form der Zuwendung: Zuschuss 

 
5.4 Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwendung: 
 
 Das den Landkreisen und kreisfreien Städten zur Verfügung stehende Integrationsbudget wird 

anhand einer festen Quote berechnet, die dem Verteilerschlüssel der Anlage 2 zur Landesauf-
nahmegesetz-Durchführungsverordnung entspricht.  

 
 Das den Landkreisen und kreisfreien Städten zur Verfügung stehende Budget nach Satz 1 kann 

bis zu 50 Prozent für Maßnahmen nach Nummer 2.7 ausgeschöpft werden. 
 
  Der jeweilige Förderhöchstbetrag des Landkreises oder der kreisfreien Stadt ist der beigefügten 

Anlage zu entnehmen. 
 
  5.4.1 Maßnahmen nach den Nummern 2.1 bis 2.6 
 

 Bemessungsgrundlage für die Höhe der Zuwendung sind die für die Maßnahme als 
zuwendungsfähig anerkannten Ausgaben.  

 
 Zuwendungsfähig sind ausschließlich maßnahmenbezogene Personal- und Sachaus-

gaben. Im Rahmen der Sachausgaben können Beschaffungen bis zu 5 000 Euro 
(brutto) im Einzelfall anerkannt werden.  

 
 Nummer 1.1 der VVG zu § 44 LHO bleibt unberührt. Für die Förderung der Personal-

ausgaben ist die Bemessungsgrundlage der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L). Als Obergrenze für die Förderung von Personalausgaben gilt die 
vom Ministerium der Finanzen und für Europa festgelegte Höhe der Personaldurch-
schnittskosten für Tarifbeschäftigte ab dem 1. Januar 2021. Eine Förderung der Per-
sonalausgaben ist dabei nur bis zur Höhe der Entgeltgruppe 9b TV-L zuwendungsfä-
hig. Ausnahmen bei den Personalausgaben sind im Einzelfall möglich, wenn dies un-
ter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit für die Errei-
chung des Zuwendungszwecks notwendig, eine entsprechende Einordnung der be-
treffenden Person nach dem TV-L gegeben und besonders begründet ist. 

 
Nicht zuwendungsfähig sind insbesondere investive Ausgaben und Kosten des 
Grunderwerbs. Nicht zuwendungsfähig sind darüber hinaus Ausgaben für freiwillige 
Versicherungen, Leasingkosten, Verwaltungskostenpauschalen, Verpflegungskosten 
(Speisen, Getränke, Catering), Geschenke und Blumen.  

 
Für Maßnahmen gemäß Nummer 2.1 bis 2.6 dieser Richtlinie ist ein Eigenanteil der Zu-
wendungsempfangenden in Höhe von mindestens 30 Prozent der zuwendungsfähigen 



 

 

5

Ausgaben beizubringen, bei Zuwendungsempfangenden, die sich nachweislich in der 
Haushaltssicherung befinden, in Höhe von mindestens 10 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben. 
 

  5.4.2 Maßnahmen nach Nummer 2.7 
 

 Im Rahmen der für Maßnahmen nach Nummer 2.7 verfügbaren Mittel können die 
Erstzuwendungsempfangenden je zu fördernden Unterbringungsplatz bzw. anteilig je 
Nutzerin oder Nutzer zu fördernde Maßnahme bei Gemeinschaftsräumen eine Pau-
schale in Höhe von bis zu 1 700 Euro beantragen.  

 
 Vom Zuwendungsempfangenden ist ein Eigenanteil in Höhe von 700 Euro je gewähr-

ter Pauschale nach Satz 1 aufzubringen (Mindestanteil). Soweit der Mindestanteil in 
geringerem Umfang nachgewiesen wird, verringert sich die Pauschale entsprechend.  

 
 Zuwendungsfähige Ausgaben sind insbesondere Aufwendungen für Einrichtungs- 

und Ausstattungsgegenstände mit einem Beschaffungswert im Einzelfall von bis zu 
5 000 Euro (brutto) sowie Aufwendungen für Renovierungs- und Instandhaltungs-
maßnahmen in Bestandsbauten.  

 
 Soweit die Investitionspauschale nach § 14 Absatz 6 LaufnG für eine Maßnahme nach 

Nummer 2.7 eingesetzt wird, ist die nach dieser Richtlinie gewährte Zuwendung zu-
sätzlich zu verwenden. 

 
  5.4.3 Maßnahmen nach Nummer 2.8 
 

Für Maßnahmen nach Nummer 2.8 gelten die Vorgaben des AMIF. Ein Eigenanteil ist 
nicht erforderlich. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

 
6.1 Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an 

Gemeinden (ANBest-G).  
 

 Ausnahmen von Satz 1 sind bei Maßnahmendurchführungen nach Nummer 2.8 zulässig. 
Die Förderbedingungen von Hauptzuwendungsgebern nach Nummer 2.8 und Bestimmun-
gen der Zuwendungsbescheide bei Zuwendungsgewährungen der Europäischen Union kön-
nen angewandt werden. Die Bewilligungsbehörde hat dazu ein Clearingverfahren mit diesen 
Hauptzuwendungsgebern durchzuführen und entsprechende Festlegungen für den Zuwen-
dungsempfangenden im Zuwendungsbescheid festzulegen. 

 
6.2 Es ist darauf hinzuwirken, dass die Angebote zur Erfüllung des Zuwendungszwecks für Men-

schen mit Behinderungen diskriminierungs- und barrierefrei im Sinne des Brandenburgi-
schen Behindertengleichstellungsgesetzes sind. 

 
6.3 Die geförderten Maßnahmen sollen der Gleichberechtigung von Frau und Mann nach § 18 

Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg nachweislich Rechnung tra-
gen. 

 
7 Verfahren 
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7.1 Antragsverfahren 
 

 Anträge auf Förderung einschließlich der erforderlichen Anlagen sind bei der Bewilligungs-
behörde zu stellen. 

 
7.2 Bewilligungsbehörde 

 
 Bewilligungsbehörde ist das  
 
 Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg (LASV) 
 Dezernat 53 
 Lipezker Straße 45, Haus 5 
 03048 Cottbus 

 
7.3 Weiterleitung von Zuwendungen 

 
 Die Weiterleitung von Zuwendungen durch Erstzuwendungsempfangende an Dritte hat in 
öffentlich-rechtlicher Form zu erfolgen. Dies ist nur zulässig, wenn gesichert ist, dass die 
Zuwendungsbestimmungen grundsätzlich auch durch den Dritten eingehalten werden. Eine 
Vorabprüfung der Einzelanträge der Letztempfangenden durch die zuständigen Landkreise 
und kreisfreie Städten ist erforderlich. Nach erfolgter Vorabprüfung durch die Erstzuwen-
dungsempfangenden wird ein Antrag auf Förderung an die Bewilligungsbehörde gestellt. 

 
 Die für die Erstzuwendungsempfangenden geltenden Bestimmungen des Zuwendungsbe-

scheides sind im Rahmen der Weiterleitung grundsätzlich auch dem Dritten aufzuerlegen. 
  
 Die Weiterleitungsbescheide müssen grundsätzlich die gleichen allgemeinen und besonde-

ren Nebenbestimmungen enthalten (einschließlich der dem Erstzuwendungsempfangenden 
im Bescheid vorgegebenen Bestimmungen zur Weiterleitung) wie der Bescheid an die Erst-
zuwendungsempfangenden. Erfolgt die Weiterleitung an kommunale Gebietskörperschaf-
ten, sind die als Anlage beizufügenden ANBest-G zum Bestandteil des Bescheides an den 
Letztempfangenden zu erklären. Im Falle der Weiterleitung an gemeinnützige, rechtsfähige 
Vereine oder Verbände sind die ANBest-P (Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen zur Projektförderung) zum Bestandteil des Weiterleitungsbescheides zu erklären. 

 
 Eine Kopie jedes Weiterleitungsbescheides ist auf Anforderung der Bewilligungsbehörde zu 

übersenden. 
 

 Die oder der Erstzuwendungsempfangende hat die ordnungsgemäße Verwendung der Zu-
wendung durch die oder den Letztzuwendungsempfangenden zu prüfen. 

 
7.4 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

 
 Die Auszahlung der Zuwendung nach Erteilung eines Zuwendungsbescheides erfolgt mit 

einer separaten Mittelanforderung auf Grundlage des Zuwendungsbescheides und nach 
Vorgabe der Bewilligungsbehörde. Im Rahmen der Mittelanforderung ist für Maßnahmen 
nach Nummer 2.7 die Anzahl der zu fördernden Unterbringungsplätze bzw. bei gemein-
schaftlich genutzten Räumen die genehmigten Unterbringungskapazitäten und deren ein-
richtungsbezogene Zuordnung anzugeben. 

 
 Voraussetzung hierfür ist eine Empfangsbestätigung nach VVG Nummer 7.1 zu § 44 LHO 



 

 

7

und die Bestandskraft des Zuwendungsbescheides, die durch Rechtsmittelverzicht herge-
stellt werden kann. 

 
 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Unterlagen anzufordern 

sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch be-
auftragte Dritte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfangende hat die erforderlichen Un-
terlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

 
7.5 Verwendungsnachweisverfahren 

 
 Die Verwendungsnachweisführung erfolgt bei Maßnahmen nach Nummer 2.1.bis 2.6 gemäß 

VVG Nummer 10.1 bis 10.3 zu § 44 LHO und bei Maßnahmen nach Nummer 2.7 als Ver-
wendungsbestätigung gemäß VVG Nummer 10.4 zu § 44 LHO. Bei Maßnahmen nach Num-
mer 2.8 erfolgt die Verwendungsnachweisführung gemäß VVG Nummer 10.1 bis 10.3 zu 
§ 44 LHO, soweit hier nicht abweichende Bestimmungen des Hauptzuwendungsgebers zum 
Tragen kommen. Die Bereithaltung der verwendungsnachweisenden Unterlagen für eine 
Prüfung durch die Bewilligungsbehörde bleibt davon unberührt. 

 
7.6 Zu beachtende Vorschriften 

 
 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis 

und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die VVG zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen sind. 

 
7.7 Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei Zuwendungsempfangenden zu prüfen. Hat die 

oder der Zuwendungsempfangende Mittel an Dritte weitergeleitet, darf der Landesrech-
nungshof auch bei diesen Dritten prüfen. Eine überörtliche Prüfung nach dem Gemeinde-
haushaltsrecht bleibt unberührt (Nummer 8.2 ANBest-G). 

 

8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezem-

ber 2024 außer Kraft. 

 


